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Textliche / planliche Änderungen/Festsetzungen: 
 
Änderungen:  
 
zu Planziff. 1.0  Art der baulichen Nutzung 
  MI Mischgebiet gem. § 6 BauNVO; 

 § 6 Abs. 3 BauNVO wird gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO nicht 
Bestandteil des Deckblattbereiches 
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Die übrigen planlichen Festsetzung bleiben unverändert. Einzelne Darstellung dienen der 
Vereinfachung des Deckblattes. 
 
Für den Deckblattbereich gelten die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Schlupfing II. 
 
 
Begründung: 
 
 
Der Bau- und Grundstücksausschuss der Stadt Pocking hat in seiner Sitzung vom 20.05.2019 
die Änderung des Bebauungsplanes Schlupfing II durch Deckblatt Nr. 3 auf Antrag 
beschlossen. 
Dabei soll die Art der baulichen Nutzung von einem eingeschränkten Gewerbegebiet in ein 
Mischgebiet geändert werden. Der Bereich des Wohnens ist im Bestand des bisherigen 
gewerblichen Betriebes Winklhofer (Grafik, Werbeplanen Beschriftung, u.a.) mit 
Betriebsleiterwohnung vorgesehen. Der gewerbliche Betrieb ist nicht mehr existent und auch 
für andere gewerbliche Nutzungen nur wenig geeignet. Der Bestand könnte in ein 
Mehrfamilienhaus geändert werden. Mehrfamilienhäuser befinden sich in unmittelbarer Nähe 
der Straße „An der Blumenwiese“. 
 
Der nördlich angrenzende Bereich wäre für alle anderen Nutzungen nach § 6 Abs. 2 BauNVO 
vorgesehen. Das Grundstück ist unbebaut und eignet sich für diesen Nutzungsbereich. 
 
Bei dem Deckblatt handelt es sich um ein Deckblatt der Innenentwicklung gem. § 13 a Abs. 1 
Nr. 1 BauGB. In diesem Verfahren wird von einer Umweltprüfung gem. § 13 Abs. 3 BauGB 
abgesehen. Ebenso gelten Eingriffe im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB vor der planerischen 
Entscheidung als erfolgt oder zulässig. 
 
 






